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Öffentliche Gelder verantwortungsbewusst ausgeben –   
für eine zukunftsfähige Beschaffung 
 
 
(Anrede) 
 

anlässlich der bevorstehenden 2. Stufe der Reform des Vergaberechts in Deutsch-
land fordern wir Sie dringend auf, sich für ein gesellschaftlich verantwortungs-
bewusstes öffentliches Beschaffungswesen in Deutschland einzusetzen. 

Jeden Tag gibt die öffentliche Hand in Deutschland große Summen für Güter, 
Dienstleistungen und Bauaufträge aus. Dabei wird noch viel zu selten gefragt: 
- Unter welchen Arbeitsbedingungen wurde ein bestimmtes Produkt hergestellt 

oder eine Dienstleistung erbracht? 
- Wie wirkt sich ein Produkt oder die Dienstleistung während seiner gesamten 

Lebensdauer auf die Umwelt aus? Wie sind die Klimawirkungen? 
- Was trägt der Auftragnehmer zur Erreichung demokratisch verabschiedeter 

menschenrechtlicher, sozialer und arbeitsmarktpolitischer Ziele bei? 
Stattdessen ist bundesweit noch alltägliche Normalität , dass auch solche Unter-
nehmen zu Aufträgen aus öffentlichen Steuerkassen kommen, die zum Beispiel der 
Korruption überführt wurden, in ihren Betrieben oder bei Zulieferern die Verletzung 
grundlegender Menschen- und Arbeitsrechte dulden, die den Umwelt- und Klima-
schutz mit Füßen treten, Steuerflucht betreiben, Dumpinglöhne zahlen oder sich 
einer Umstellung zu sozial- und umweltverträglicher Produktion verweigern.  
Dagegen haben es Anbieter des Fairen Handels, sozial-ökologische Vorreiter-
unternehmen und sozialwirtschaftliche Projekte oft sehr schwer und nicht wenige 
kämpfen um ihre Existenz.  

Als ein breites Bündnis von umwelt-, entwicklungs-, verbraucher- und menschen-
rechtspolitischen Gruppen sowie Gewerkschaften setzen wir uns für ein anderes, 
gesellschaftlich verantwortungsbewusstes Beschaffun gswesen  ein: Dieses 
bindet soziale, ökologische und ethische Belange wirksam in öffentliche Kaufent-
scheidungen ein und nutzt die konzertierte Nachfrage der öffentlichen Hand, um 
unsere Gesellschaft zukunftsfähiger, gerechter und international solidarisch zu 
gestalten.  

Die bevorstehende 2. Stufe der Vergaberechtsreform in Deutschland darf keinerlei 
neue Hürden aufbauen, die eine solche Beschaffungspolitik erschweren – im 
Gegenteil brauchen wir gesetzliche Regelungen, die eine sozial-ökologische und 
faire Beschaffung fördern. Konkrete Vorschläge hierzu sowie erste praktische 
Erfahrungen aus dem In- und Ausland liegen vor. Selbst die Europäische 
Kommission ermuntert in ihren vergaberechtlichen Vorgaben zur Einbindung 
sozialer und ökologischer Kriterien. Mehrere EU-Mitgliedstaaten, darunter 
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Großbritannien, Frankreich und Österreich, haben bei der Umsetzung der EU-Regeln in nationales Recht 
diese Vorgaben übernommen. Jetzt kommt es in Deutschland darauf an, der internationalen Entwicklung 
hin zu mehr verantwortungsbewusstem Beschaffungswesen nicht weiter hinterher zu laufen. Wir 
benötigen eigene, konkrete gesetzliche Regelungen und Zeitpläne für eine Umstellung der 
öffentlichen Einkaufspolitik im Sinne zukunftsfähiger Entwicklung und fordern darüber eine transparente 
und öffentliche Diskussion aller Beteiligten.  

Gegenüber den Verwaltungen und Beschaffungsstellen bedarf es klarer sozial-ökologischer Vorgaben. 
Denn diese gehen oftmals noch von der irrigen Vorstellung aus, eine Anwendung der Kriterien des fairen 
Handels, der Tariftreue, der Kernarbeitsnormen, des Umwelt- und Klimaschutzes sowie weiterer wichtiger 
gesellschaftlicher Anliegen wäre für ihr Einkaufsverhalten unmöglich oder gar EU-rechtlich untersagt. 
Dem ist nicht so – und alle zukünftigen rechtlichen und politischen Regelungen des Beschaffungswesens 
in Deutschland müssen dies zweifelsfrei klarstellen. 

Neben einer verantwortungsbewussten Beschaffungspolitik hierzulande dürfen unseres Erachtens auch 
anderen Ländern , insbesondere Entwicklungsländern keinerlei Hürden in den Weg gestellt werden , 
die öffentliche Beschaffung für ihre eigenen entwicklungsökonomischen, sozialen und ökologischen Ziele 
einzusetzen. Dies begründet sich aus dem Geiste internationaler Solidarität – ist aber auch die 
notwendige politische Folge der von Deutschland eingegangenen internationalen Verpflichtungen zum 
Umwelt-, Arbeits- und Menschenrechtsschutz. Mit großer Sorge betrachten wir daher die gegenwärtig 
initiierten Verhandlungen über neue bilaterale Handels- und Investitionsabkommen , in denen die 
Bundesregierung und die Europäische Kommission - u.a. mit Blick auf Indien, die ASEAN-Staaten, 
Südkorea sowie die Länder Zentralamerikas und des Andenraumes - eine Liberalisierung öffentlicher 
Beschaffungsmärkte zugunsten europäischer Unternehmen durchsetzen will. Ohne jedwede verbindliche 
soziale oder ökologische Vorgaben zu machen, drohen diese Abkommen den Partnerländern ihre 
wirtschaftspolitischen Spielräume empfindlich einzuschränken und Maßnahmen verantwortungs-
bewusster Beschaffungspolitik als ‚Handelshemmnisse’ zu bekämpfen. Wir fordern Sie dringend auf, sich 
gegen solche Regelungen des öffentlichen Beschaffungswesens in Abkommen mit Entwicklungsländern 
einzusetzen. 

Das CorA-Netzwerk für Unternehmensverantwortung  wird im Laufe des Jahres 2007 die Öffentlichkeit 
darüber informieren, inwieweit die Ausgabepolitik der öffentlichen Hand auch in Zukunft ohne klare 
umwelt-, sozial- und menschenrechtspolitische Vorgaben erfolgt oder ob ein Umsteuern einsetzt. Wir 
möchten Sie bitten, uns die Position Ihres Hauses bzw. Ihrer Fraktion  zu diesem Thema zukommen zu 
lassen, da wir allen Interessierten einen Vergleich der Positionen auf unserer Internetseite  ermöglichen 
wollen. 
 

Bei offenen Fragen und Diskussionsinteresse Ihrerseits würden wir uns selbstverständlich freuen, mit 
Ihnen über dieses wichtige Thema ins Gespräch  zu kommen.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Heinz Fuchs, EED      Volkmar Lübke, Verbraucherinitiative 
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